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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Bundesregierung: Senkung der Umsatzsteuer auf Gas geplant 

Angesichts der gestiegenen Gaspreise will die Bundesregierung die Verbraucher 
bei der Umsatzsteuer entlasten. Künftig soll die Steuer auf Gasverbrauch 7 statt 
wie bisher 19 Prozent betragen, kündigte Kanzler Scholz in Berlin an. Dies solle 
bis 31. März 2024 gelten – solange, wie auch die Gasumlagen erhoben werden. 

Hintergrund ist die Gasumlage, mit der erhöhte Beschaffungskosten an die 
Verbraucher weitergeben werden. Alle Gasnutzer zahlen dann zusätzlich 2,419 
Cent pro Kilowattstunde. Neben der Gasumlage werden auch noch eine 
Bilanzierungs- und eine Speicherumlage fällig. Auf die Umlagen fällt zudem 
Umsatzsteuer an. 

Weiterhin ist ein drittes Entlastungspaket geplant. Über die genaue Ausgestaltung 
des Pakets soll nun beraten werden. 

Fundstelle 

Bundesregierung online, Meldung vom 19. August 2022.  

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/klimaschutz/gaspreisanpassung-umlage-2068832
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/gasumlage-mehrwertsteuer-2075248
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 25. August 2022 

 
 
Es verletzt nach der im Jahr 2010 geltenden Rechtslage nicht den 
allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG, dass 
Dividenden, die ein öffentlich-rechtliches Versorgungswerk von 
inländischen Kapitalgesellschaften in seinem gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 
8 KStG steuerbefreiten BgA bezieht, für Körperschaftsteuerzwecke 
gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 KStG einem 
abgeltenden Kapitalertragsteuerabzug von den Bruttoeinnahmen 
mit einer teilweisen Abstandnahme auf drei Fünftel des 
Steuerabzugs unterliegen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Im Fall der Rücknahme eines Antrags auf verbindliche Auskunft 
führt AEAO zu § 89 Nr. 4.5.2 nicht zu einer Ermessensreduzierung 
auf Null in der Weise, dass die Gebührenermäßigung (§ 89 Abs. 7 
Satz 2 AO) nach den Maßgaben der Bemessung einer Zeitgebühr 
auszurichten ist. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ob die Qualifikation einzelner Flurstücke als Bauland einer 
gemeinsamen Zweckbestimmung von landwirtschaftlich genutzten 
Flächen entgegensteht, ist im Einzelfall zu entscheiden. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil VIII R 2/18: 
Belastung der 
Dividenden von 
inländischen 
Kapitalgesellschaften 
bei steuerbefreiten 
öffentlich-rechtlichen 
Versorgungswerken 
 
 
 
17. Mai 2022 
 

Urteil I R 46/18: Zur 
Höhe der Gebühr bei 
Rücknahme eines 
Antrags auf 
verbindliche Auskunft 
 
 
 
 
 
 
04. Mai 2022 
 

 

 
Beschluss II B 98/21: 
Wirtschaftliche Einheit 
i.S. des § 2 Abs. 3 Satz 
1 GrEStG bei 
teilweiser 
Baulandqualifikation 
 
 
 
 
 
28. Juli 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210154/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210153/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250136/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Einkommensteuerliche Behandlung barer Zuzahlungen an den inländischen 
Privatanleger im Zusammenhang mit einer Verschmelzung US-
amerikanischer Kapitalgesellschaften 
Bei der Besteuerung eines im Inland steuerpflichtigen Aktieninhabers einer US-
amerikanischen Kapitalgesellschaft findet § 20 Abs. 4a EStG bei einem aufgrund 
einer Verschmelzung erfolgten Tausch der Aktien mit Spitzen- und Barausgleich 
keine Anwendung, wenn bei rechtsvergleichender Betrachtung die 
Verschmelzung aufgrund der hohen Barzahlungen nicht einmal hypothetisch in 
den Anwendungsbereich des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Abs. 3 Nr. 5 UmwStG fallen 
könnte. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt  
Die Klägerin ist eine Erbengemeinschaft, die durch Herrn Z vertreten wird. Sie ist 
Rechtsnachfolgerin des verstorbenen ehemaligen Klägers (G). Dieser war im 
Inland unbeschränkt steuerpflichtig und wurde für das Jahr 2015 (Streitjahr) 
einzeln zur Einkommensteuer veranlagt. 
Er hielt im Streitjahr 2.000 Aktien der Firma LI, einer Kapitalgesellschaft nach US-
amerikanischem Recht. Die Aktien hatte er jeweils hälftig am 26. Juli 2013 zu 
einem Kaufpreis in Höhe von umgerechnet 33.698,11 € und am 23. Mai 2014 zu 
einem Kaufpreis in Höhe von umgerechnet 44.336,02 € angeschafft. 
Im Streitjahr wurde die LI auf die Firma RAI, ebenfalls eine US-amerikanische 
Kapitalgesellschaft, verschmolzen. Aus diesem Grund erhielten die Aktionäre der 
im Zuge der Verschmelzung aufgelösten LI für eine bisher gehaltene LI-Aktie 
0,2909 neue RAI-Aktien und eine Zahlung in Höhe von 50,50 US-$ je LI-Aktie. 
Aus dem Depot des G wurden am 12.06.2015 sämtliche LI-Aktien ausgebucht 
und im Gegenzug 581 Aktien der RAI zuzüglich eines Spitzenausgleichs in Höhe 
von 49,29 € eingebucht. 
Zu diesem Zeitpunkt hatten die RAI-Aktien einen Kurswert in Höhe von insgesamt 
umgerechnet 35.796,54 €. Zusätzlich erfolgte auf das Depot des G eine Zahlung 
in Höhe von umgerechnet 89.801,73 €. Insgesamt erhielt der G somit aufgrund 
der Verschmelzung RAI-Aktien und Geldzahlungen im Wert von 125.647,56 €. 
Nach der Jahressteuerbescheinigung der Depotbank für das Streitjahr wurde die 
Zuzahlung in Geld als steuerpflichtiger Kapitalertrag ausgewiesen und hierfür 
Kapitalertragsteuer in Höhe von 22.450,43 € zuzüglich Solidaritätszuschlag in 
Höhe von 1.234,77 € einbehalten. 
G beantragte in seiner Einkommensteuererklärung die Überprüfung des 
Steuereinbehalts für Kapitalerträge gemäß § 32d Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes in der für das Streitjahr anzuwendenden Fassung 
(EStG) sowie die Günstigerprüfung nach § 32d Abs. 6 EStG. Die Höhe der 
Kapitalerträge gab er in Bezug auf die Verschmelzung der LI-Aktien im Vergleich 
zur Jahressteuerbescheinigung der Depotbank niedriger an, da er der Auffassung 
war, dass bei der Besteuerung der Barzuzahlung anteilig die Anschaffungskosten 
der LI-Aktien steuermindernd zu berücksichtigen seien. 
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Das Finanzamt folgte dem nicht, sondern rechnete die einbehaltene und 
abgeführte Kapitalertragsteuer lediglich auf die festgesetzte Einkommensteuer 
an, der die Barzuzahlung in voller Höhe zugrunde gelegt worden war. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Münster blieb ohne Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision teilweise stattgegeben und die Entscheidung der 
Vorinstanz aufgehoben. 
Bei der Besteuerung eines im Inland steuerpflichtigen Aktieninhabers einer US-
amerikanischen Kapitalgesellschaft findet § 20 Abs. 4a EStG bei einem aufgrund 
einer Verschmelzung erfolgten Tausch der Aktien mit Spitzen- und Barausgleich 
keine Anwendung, wenn bei rechtsvergleichender Betrachtung die 
Verschmelzung aufgrund der hohen Barzahlungen nicht einmal hypothetisch in 
den Anwendungsbereich des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Abs. 3 Nr. 5 UmwStG fallen 
könnte. 
Der gesamte Vorgang ist danach als Tausch gegen die Gewährung eines 
Mischentgelts nach § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Abs. 4 EStG zu besteuern. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 14. Februar 2022 (VIII R 44/18), veröffentlicht am 19. August 
2022. 
 
Berücksichtigung einer Leasingsonderzahlung bei Anwendung der sog. 
Kostendeckelungsregelung zur Privatnutzung betrieblicher Kfz 
Es ist nicht zu beanstanden, dass bei Anwendung der Billigkeitsregelung zur 
Kostendeckelung im BMF-Schreiben vom 18.11.2009 (BStBl I 2009, 1326, Rz 18) 
für Zwecke der Berechnung der Gesamtkosten eines genutzten Leasingfahrzeugs 
eine bei Vertragsschluss geleistete Leasingsonderzahlung auch dann 
periodengerecht auf die einzelnen Jahre des Leasingzeitraums verteilt wird, wenn 
der Steuerpflichtige seinen Gewinn durch Einnahmenüberschussrechnung gemäß 
§ 4 Abs. 3 EStG ermittelt. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger betrieb in den Streitjahren eine Arztpraxis. Seinen Gewinn aus 
freiberuflicher Tätigkeit ermittelte er durch Einnahme-Überschussrechnung nach § 
4 Abs. 3 Einkommensteuergesetz (EStG). 
Für seinen Betrieb hatte der Kläger ein Kfz geleast. Für diesen Pkw leistete er 
außerhalb des Streitzeitraums eine Leasingsonderzahlung in Höhe von 40 % des 
Kaufpreises. Das Fahrzeug diente in den Streitjahren unstreitig zu mehr als 50 
v.H. betrieblichen Zwecken. 
Da er ein Fahrtenbuch für die Streitjahre nicht führte, ermittelte er den privaten 
Nutzungsanteil nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG (1%-Regelung). Aufgrund der 
sogenannten „Kostendeckelung" begrenzte er die zu berücksichtigenden privaten 
Kraftfahrzeugnutzungen auf die tatsächlichen Gesamtkosten des Pkw. Die 
geleistete Leasingsonderzahlung fand dabei keinen Eingang in seine Ermittlung 
der Gesamtkosten. 
Das Finanzamt stellte die Einkünfte aus selbständiger Arbeit zunächst 
erklärungsgemäß fest. Bei einer anschließenden Betriebsprüfung führte es 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210151/
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sodann an, dass für die sogenannte Kostendeckelung auch die geleistete 
Leasingsonderzahlung anteilig über den Leasingzeitraum zu berücksichtigen sei 
und änderte entsprechend die Feststellungsbescheide der Streitjahre. 
Den daraufhin vom Kläger gestellten Antrag auf abweichende Steuerfestsetzung 
gemäß § 163 AO lehnte das Finanzamt ab. Die Ansicht des Klägers, dass die 
fiktive Verteilung der Leasingsonderzahlung auf die Laufzeit des gesamten 
Leasingvertrages und die Nichtanwendung der Kostendeckelung auf die in den 
Streitjahren tatsächlich abgeflossenen Betriebsausgaben dem BMF-Schreiben 
vom 18. November 2009 (BStBl. I 2009, 1326) widerspreche, teilte das Finanzamt 
nicht. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Schleswig-Holstein blieb ohne Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht hat zu Recht entschieden, dass der Kläger in Bezug auf die 
einkommensteuerrechtliche Erfassung der Privatentnahme keinen Anspruch aus 
§ 163 Abgabenordnung (AO) auf eine von der Gesetzeslage abweichende 
Feststellung der Besteuerungsgrundlagen aus Billigkeitsgründen hat. 
Die Ermittlung der Privatentnahme nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG führt auch 
nicht zu einem unbilligen Ergebnis i.S. von § 163 AO. Eine Unbilligkeit ergibt sich 
entgegen der Auffassung des Klägers insbesondere nicht daraus, dass die in 
Anwendung der 1 %-Regelung zu versteuernde Nutzungsentnahme einen Wert 
erreichen kann, der über dem Betrag der vom Steuerpflichtigen getätigten 
Gesamtaufwendungen liegt. 
Es ist gerade Ziel und Zweck der 1 %-Regelung, anders als sonst bei der 
Besteuerung der privaten Nutzungsentnahmen (vgl. Beschluss des Großen 
Senats des BFH vom 26. Oktober 1987, GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348, unter 
C.I.1.b bb), nicht an den Aufwand des Steuerpflichtigen, sondern an den ihm 
zukommenden Nutzungsvorteil anzuknüpfen. 
Vor diesem Hintergrund entspricht es dem Sinn der gesetzlichen Regelung, keine 
aufwandsbezogene Begrenzung vorzunehmen (BFH, Urteil vom 15. Mai 2018, X 
R 28/15, BStBl. II 2018, 712, Rz. 29). 
Die Voraussetzungen für einen Anspruch auf Deckelung des aufgrund der 1 %-
Regelung ermittelten Entnahmewerts nach Maßgabe des BMF-Schreibens vom 
18. November 2009 (BStBl. I 2009, 1326) liegen im Streitfall nicht vor. 
Die Voraussetzungen dieser Billigkeitsregelung sind nach der nicht zu 
beanstandenden Auslegung durch das Finanzamt im Streitfall nicht erfüllt, weil 
der in Anwendung der 1 %-Regelung zu bemessende Wert der 
Nutzungsentnahme den Betrag der Gesamtkosten des Kfz i.S. von Rz. 18 des 
BMF-Schreibens in BStBl. I 2009, 1326 im jeweiligen Streitjahr nicht 
überschreitet. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 17. Mai 2022 (VIII R 26/20), veröffentlicht am 19. August 2022, 
siehe auch die teilweise inhaltsgleichen Urteile VIII R 21/20 und VIII R 11/20 vom 
selben Tage. 

 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228295/keine-uneingeschraenkte-anwendung-des-zu-und-abflussprinzips-des-11-estg-bei-der-sog.-kostendeckelung-i.s.d.-bmf-schreibens-vom-18.-november-2009/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210152/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250129/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250130/
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

 
 
 

 
 
 
 
 
Business Meldungen 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 23. August 
2022 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 

 
Terminplaner 
  
Steuern zum Frühstück (Sonderausgabe) 
Webcast, 31.08. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233310/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-23.-august-2022/?download=230846
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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